
II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 400/2010 DES RATES 

vom 26. April 2010 

zur Ausweitung des mit der Verordnung (EG) Nr. 1858/2005 eingeführten endgültigen 
Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Kabeln und Seilen aus Stahl mit Ursprung unter 
anderem in der Volksrepublik China auf die Einfuhren von aus der Republik Korea versandten 
Kabeln und Seilen aus Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse aus der Republik Korea angemeldet oder 

nicht, und zur Einstellung der Untersuchung betreffend die aus Malaysia versandten Einfuhren 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 13, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1 Geltende Maßnahmen und vorausgegangene 
Untersuchungen 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1796/1999 ( 2 ) („ursprüng­
liche Verordnung“) führte der Rat einen endgültigen An­
tidumpingzoll von 60,4 % auf die Einfuhren von Kabeln 
und Seilen aus Stahl („SWR“) mit Ursprung unter ande­
rem in der Volksrepublik China (VR China oder China) 
ein. Die betreffenden Maßnahmen werden nachfolgend 
als „ursprüngliche Maßnahmen“ bezeichnet und die Un­
tersuchung, die zu den mit der ursprünglichen Verord­
nung eingeführten Maßnahmen führte, als „Ausgangs­
untersuchung“. 

(2) Nachdem gemäß Artikel 13 der Grundverordnung fest­
gestellt worden war, dass die ursprünglichen Maßnahmen 
durch den Versand von SWR mit Ursprung in der VR 
China über Marokko umgangen wurden, wurden 2004 
die Maßnahmen durch die Verordnung (EG) Nr. 
1886/2004 des Rates ( 3 ) auf die Einfuhren der gleichen 
über Marokko versandten Einfuhren ausgeweitet. In ähn­
licher Weise wurden, nachdem nach einer Untersuchung 
gemäß Artikel 13 der Grundverordnung festgestellt wor­
den war, dass die ursprünglichen gegen Einfuhren aus der 
Ukraine gerichteten Maßnahmen über die Republik Mol­
dau umgangen wurden, diese Maßnahmen durch die Ver­
ordnung (EG) Nr. 760/2004 ( 4 ) auf über die Republik 
Moldau versandte Einfuhren der gleichen Kabel und Seile 
aus Stahl ausgeweitet. 

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1858/2005 ( 5 ) führte der 
Rat nach einer Überprüfung wegen des bevorstehenden 
Auslaufens der Maßnahme („Auslaufüberprüfung“) nach 
Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung einen endgül­
tigen Antidumpingzoll auf Einfuhren von SWR mit Ur­
sprung unter anderem in der Volksrepublik China in 
Höhe der ursprünglichen Maßnahmen ein. Der auf diese 
Weise eingeführte Zoll gilt nach wie vor und wird nach­
stehend als „die geltenden Maßnahmen“ bezeichnet. 

1.2 Antrag 

(4) Am 29. Juni 2009 erhielt die Kommission einen Antrag 
nach Artikel 13 Absatz 3 der Grundverordnung auf Un­
tersuchung der mutmaßlichen Umgehung der Antidum­
pingmaßnahmen gegenüber SWR-Einfuhren mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China. Der Antrag wurde 
vom Verbindungsausschuss der „European Union Wire 
Rope Industries“ (EWRIS) im Namen der Hersteller von 
Kabeln und Seilen aus Stahl in der Union („Antragsteller“) 
gestellt.
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(5) Dem Antrag zufolge veränderte sich nach der Einführung 
der Antidumpingmaßnahmen das Handelsgefüge bei den 
Ausfuhren aus der VR China sowie aus der Republik 
Korea und aus Malaysia in die Union, was nur mit der 
Einführung der geltenden Maßnahmen hinreichend be­
gründet oder wirtschaftlich gerechtfertigt werden kann. 
Die Veränderung des Handelsgefüges sei auf den Versand 
von SWR mit Ursprung in der VR China über die Repu­
blik Korea und über Malaysia zurückzuführen. 

(6) Ferner werde die Abhilfewirkung der geltenden Maßnah­
men sowohl in Bezug auf die Menge als auch auf den 
Preis unterlaufen. Außerdem lägen hinreichende Beweise 
dafür vor, dass die Preise dieser steigenden Einfuhren aus 
der Republik Korea und aus Malaysia weit unter dem 
nicht schädigenden Preis lägen, der in der Ausgangsunter­
suchung ermittelt worden sei. 

(7) Schließlich machte der Antragsteller geltend, dass die 
Preise der aus der Republik Korea und aus Malaysia ver­
sandten SWR im Verhältnis zu dem in der Ausgangs­
untersuchung für die gleichartige Ware ermittelten Nor­
malwert gedumpt seien. 

1.3 Einleitung 

(8) Die Kommission kam nach Anhörung des beratenden 
Ausschusses zu dem Schluss, dass genügend Anscheins­
beweise vorlagen, um die Einleitung einer Untersuchung 
gemäß Artikel 13 der Grundverordnung zu rechtfertigen, 
und leitete folglich mit der Verordnung (EG) Nr. 
734/2009 ( 1 ) („Einleitungsverordnung“) eine Unter­
suchung ein. Nach Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 
Absatz 5 der Grundverordnung wies die Kommission die 
Zollbehörden mit der Einleitungsverordnung gleichzeitig 
an, die aus der Republik Korea und aus Malaysia versand­
ten Einfuhren von SWR zollamtlich zu erfassen. 

1.4 Untersuchung 

(9) Die Kommission unterrichtete die Behörden der VR 
China, der Republik Korea und Malaysias, die Hersteller/ 
Ausführer und die Händler in diesen Ländern, sowie die 
bekanntermaßen betroffenen Einführer in der Union und 
den antragstellenden Wirtschaftszweig der Union offiziell 
über die Einleitung der Untersuchung. An die Hersteller/ 
Ausführer in der VR China, der Republik Korea und in 
Malaysia, die der Kommission augrund des Antrags oder 
durch die Vertretungen der Republik Korea und Malaysias 
bei der Europäischen Union bekannt waren oder sich 

innerhalb der in Artikel 3 Absatz 1 der Einleitungsver­
ordnung gesetzten Fristen selbst gemeldet hatten, wurden 
Fragebogen versandt. Fragebogen gingen auch an die im 
Antrag genannten Händler in der Republik Korea und in 
Malaysia und Einführer in der Union. Interessierte Par­
teien erhielten Gelegenheit, innerhalb der in der Einlei­
tungsverordnung gesetzten Frist schriftlich Stellung zu 
nehmen und eine Anhörung zu beantragen. 

(10) Es meldeten sich fünfzehn Hersteller/Ausführer und zwei 
Händler aus der Republik Korea, zwei Hersteller/Ausfüh­
rer aus Malaysia, fünf Hersteller/Ausführer aus China, 
zwei verbundene und zehn unabhängige Einführer aus 
der Union sowie der europäische Verband der Einführer 
von Drahtseilen (European Wire Rope Importers Associa­
tion). Mehrere andere Unternehmen gaben an, nicht an 
der Herstellung oder Ausfuhr der untersuchten Ware be­
teiligt zu sein. 

(11) Die folgenden Unternehmen beantworteten den Fragebo­
gen, woraufhin in ihren Betrieben Kontrollbesuche durch­
geführt wurden: 

Hersteller/Ausführer in der Republik Korea: 

— Bosung Wire Rope Co, Ltd, Kimhae-Si, 

— Chung Woo Rope Co., Ltd, Busan, 

— CS Co., Ltd, Yangsan-City, 

— Cosmo Wire Ltd, Ulsan, 

— Dae Heung Industrial Co., Ltd, Haman — Gun, 

— DSR Wire Corp., Suncheon-City und sein verbunde­
nes Unernehmen DSR Corp., Busan, 

— Goodwire Mfg., Co., Ltd, Yangsan-city, 

— Kiswire Ltd, Seoul, 

— Line Metal Co., Ltd, Changnyoung-Gun, 

— Manho Rope & Wire Ltd, Busan, 

— Shin Han Rope Co., Ltd, Incheon, 

— Ssang Yong Cable Mfg. Co., Ltd, Busan, 

— Young Heung Iron & Steel Co., Changwon City. 

Händler in der Republik Korea: 

— Trion Co Ltd, Busan.
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Hersteller/Ausführer in Malaysia: 

— Kiswire Sdn. Bhd., Johor Bahru, 

— Southern Wire Industries (M) Sdn. Bhd., Shah Alam, 
Selangor. 

Hersteller/Ausführer in der VR China: 

— Qingdao DSR, Qingdao, 

— Kiswire Qingdao Ltd, Qingdao, 

— Young Heung (TAICANG) Steel Wire Rope Co., Ltd, 
Tai Cang City. 

Verbundene Einführer: 

— Kiswire Europe, Niederlande, 

— Verope AG, Schweiz. 

1.5 Untersuchungszeitraum 

(12) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1. Juli 2008 
bis zum 30. Juni 2009 („UZ“). Es wurden Informationen 
über den Zeitraum von 1999 bis zum Ende des UZ 
eingeholt, um die angebliche Veränderung im Handels­
gefüge zu untersuchen. 

2. UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE 

2.1 Allgemeine Erwägungen 

(13) Nach Artikel 13 Absatz 1 der Grundverordnung wurde 
der Umgehungstatbestand geprüft, indem nacheinander 
untersucht wurde, ob sich das Handelsgefüge zwischen 
den Drittländern und der Union verändert hatte, ob sich 
diese Veränderung aus einer Praxis, einem Fertigungspro­
zess oder einer Arbeit ergab, für die es außer der Einfüh­
rung des Zolls keine hinreichende Begründung oder wirt­
schaftliche Rechtfertigung gab, ob Beweise für eine Schä­
digung vorlagen oder dafür, dass die Abhilfewirkung des 
Zolls im Hinblick auf die Preise und/oder Mengen der 
gleichartigen Ware unterlaufen wurde, und ob erforderli­
chenfalls im Einklang mit Artikel 2 der Grundverordnung 
ermittelte Beweise für Dumping vorlagen, und zwar in 
Bezug auf die Normalwerte, die für die gleichartige Ware 
früher festgestellt worden waren. 

2.2 Betroffene Ware und gleichartige Ware 

(14) Bei der von der Ausgangsuntersuchung betroffenen Ware 
handelt es sich um Kabel und Seile aus Stahl, einschließ­
lich verschlossener Seile, ausgenommen Kabel und Seile 

aus nicht rostendem Stahl, mit einer größten Quer­
schnittsabmessung von mehr als 3 mm (vom Wirt­
schaftszweig häufig als „SWR“ bezeichnet), mit Ursprung 
in der Volksrepublik China, die derzeit unter den KN- 
Codes ex 7312 10 81, ex 7312 10 83, ex 7312 10 85, 
ex 7312 10 89 und ex 7312 10 98 („betroffene Ware“) 
eingereiht werden. 

(15) Bei der von der Untersuchung betroffenen Ware handelt 
es sich um aus der Republik Korea und aus Malaysia 
versandte Kabel und Seile aus Stahl, einschließlich ver­
schlossener Seile, ausgenommen Kabel und Seile aus 
nicht rostendem Stahl, mit einer größten Querschnitts­
abmessung von mehr als 3 mm, ob als Ursprungserzeug­
nisse der Republik Korea und Malaysias angemeldet oder 
nicht („untersuchte Ware“), die gegenwärtig unter densel­
ben Codes wie die betroffene Ware eingereiht werden. 

(16) Die Untersuchung ergab, dass die aus der VR China in 
die Union ausgeführten und die aus der Republik Korea 
und aus Malaysia in die Union versandten SWR die glei­
chen grundlegenden materiellen und technischen Eigen­
schaften und die gleichen Verwendungen haben, so dass 
sie als gleichartige Waren im Sinne von Artikel 1 Absatz 
4 Grundverordnung anzusehen sind. 

2.3 Umfang der Mitarbeit und Ermittlung des Han­
delsvolumens 

(17) Wie unter Randnummer 11 erwähnt kooperierten vier­
zehn Ausführer/Hersteller aus der Republik Korea, ein 
koreanischer Händler, zwei ausführende Hersteller aus 
Malaysia und drei ausführende Hersteller aus China und 
beantworteten den Fragebogen. 

Republik Korea 

(18) Nach Abgabe des beantworteten Fragebogens meldete ein 
koreanisches Unternehmen der Kommission, dass es in 
Konkurs gegangen sei, und stellte seine Mitarbeit ein. 

(19) Im Falle eines anderen koreanischen Unternehmens war 
die Anwendung von Artikel 18 Absatz 1 aus den unter 
Randnummer 47 genannten Gründen gerechtfertigt. 

(20) COMEXT zufolge entfielen auf die kooperierenden aus­
führenden Hersteller in der Republik Korea im UZ 81 % 
der koreanischen Ausfuhren in die Union. Trotz hoher 
Kooperationsrate deckten die kooperierenden Hersteller/ 
Ausführer nicht das gesamte SWR-Ausfuhrvolumen aus 
der Republik Korea ab. Das Gesamtausfuhrvolumen ba­
sierte daher auf COMEXT.
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Malaysia 

(21) In Malaysia sind der Kommission zwei Hersteller be­
kannt. Die gesamten Ausfuhrmengen der zwei kooperie­
renden Unternehmen in Malaysia lagen über dem in CO­
MEXT erfassten Einfuhrvolumen der untersuchten Ware. 
Daher wurde davon ausgegangen, dass die gesamten 
SWR-Ausfuhren aus Malaysia in die Union auf die aus­
führenden Hersteller entfielen. 

(22) Der Antragsteller machte geltend, dass COMEXT-Daten 
unzuverlässig seien und die Gesamtausfuhren aus Malay­
sia in die Union daher nicht auf dieser Grundlage ermit­
telt werden sollten. Bei der Untersuchung wurden die 
Einfuhrdaten indessen mit amtlichen malaysischen Statis­
tiken und mit den im Fragebogen abgegebenen und über­
prüften Antworten abgeglichen. Diese Analyse ergab 
nicht, dass die tatsächlichen Ausfuhren aus Malaysia die 
von den kooperierenden malaysischen Unternehmen ge­
meldeten Ausfuhren überstiegen. Daher musste das Ar­
gument des Antragstellers zurückgewiesen werden. 

Volksrepublik China 

(23) Die Kooperation der Hersteller/Ausführer in der VR 
China war gering; lediglich drei Hersteller/Ausführer be­
antworteten den Fragebogen. Außerdem führte keines 
dieser Unternehmen die betroffene Ware in die Union 
und in nur sehr geringfügigen Mengen nach Malaysia 
aus. Auf die kooperierenden Unternehmen entfielen 
41 % der gesamten chinesischen Ausfuhren in die Repu­
blik Korea. Daher ermöglichten die von den kooperieren­
den Parteien übermittelten Informationen keine stichhal­
tige Feststellung bezüglich der SWR-Ausfuhrmengen aus 
der VR China. 

(24) Aufgrund dieses Sachverhalts mussten die Feststellungen 
betreffend die SWR-Einfuhren in die Union und die 
SWR-Ausfuhren aus der VR China in die Republik Korea 
und nach Malaysia zum Teil nach Artikel 18 der Grund­
verordnung auf der Grundlage der verfügbaren Informa­
tionen getroffen werden. Zur Ermittlung des gesamten 
Einfuhrvolumens aus der VR China in die Union wurden 
COMEXT-Daten herangezogen. Zur Ermittlung der ge­
samten Ausfuhren aus der VR China in die Republik 
Korea und nach Malaysia wurden chinesische, korea­
nische und malaysische Statistiken verwendet. Die Daten 
wurden mit den anderen statistischen Quellen abgegli­
chen und durch andere statistische Datenbanken belegt, 
z. B. den „Global Trade Atlas“, die „China Export Data­
base“ und die Datenbestände der Zollbehörden der Repu­
blik Korea und Malaysias. 

(25) Das in den koreanischen, malaysischen und chinesischen 
Statistiken ausgewiesene Einfuhrvolumen umfasste eine 
größere Warengruppe und nicht nur die betroffene 
Ware oder die untersuchte Ware. Daher wurden die Sta­
tistiken auf der Grundlage der Ergebnisse der derzeitigen 
Untersuchung bereinigt. 

2.4 Veränderung des Handelsgefüges 

SWR-Einfuhren in die Union 

(26) Die SWR-Einfuhren aus China in die Union waren nach 
Einführung der Maßnahmen im Jahr 1999 auf beinahe 
Null zurückgegangen. Nach einem schrittweisen Anstieg 
zwischen 2003 und 2006 — wobei die Einfuhren 2006 
den Höchststand von 8 656 Tonnen erreichten — kehrte 
sich der Trend um, und die Einfuhrmengen fielen zwi­
schen 2006 und dem UZ erneut, und zwar um mehr als 
40 %. 

(27) Die SWR-Gesamteinfuhren aus Korea in die Union stie­
gen hingegen zwischen 1999 und 2008 von rund 
11 123 Tonnen auf 48 214 Tonnen erheblich. Die jähr­
liche Zunahme in absoluten Zahlen war am deutlichsten 
in den Jahren 2002 und 2003 und in jüngerer Zeit 2006 
und 2007. 

(28) Auf der Grundlage der Informationen im Antrag und der 
von der Vertretung der Republik Korea an die Europäi­
sche Union übermittelten Angaben wurde mit der der­
zeitigen Untersuchung die große Mehrheit, wenn nicht 
gar die Gesamtheit der tatsächlichen Hersteller der unter­
suchten Ware in Korea erfasst. Daher wurde davon aus­
gegangen, dass die Ausfuhren von nicht kooperierenden 
koreanischen Unternehmen in die Union, die rund 19 % 
der Gesamtausfuhrmengen aus der Republik Korea aus­
machten, mit Ausnahme der unter den Randnummern 
18 und 47 aufgeführten Hersteller in erster Linie von 
Händlern getätigt wurden. 

(29) Diese Unternehmen haben ihre Ausfuhren in die Union 
in den Jahren 2006 und 2007 merklich erhöht. Die Aus­
fuhren lagen in diesen Jahren rund 20 % höher als 2005, 
dem ersten Jahr, für das Daten auf dieser Ebene vorliegen. 
Die Ausfuhren der nicht kooperierenden Unternehmen 
gingen seit 2008 zurück, was im Lichte der Unter­
suchung zu betrachten ist, die die koreanischen Behör­
den, wie unter Randnummer 52 beschrieben, in diesem 
Zeitraum durchgeführt haben. 

(30) Was Malaysia betrifft, so geht sowohl aus den COMEXT- 
Daten als auch aus den Gesamtausfuhren der kooperie­
renden Unternehmen hervor, dass auch die Ausfuhren 
aus Malaysia in die Union in der Vergangenheit kontinu­
ierlich gestiegen sind. Am bedeutendsten und am stetigs­
ten war der Anstieg zwischen 2005 und dem UZ, als 
sich die malaysischen Ausfuhren in die Union verdoppel­
ten. 

(31) Tabelle 1 verdeutlicht die SWR-Ausfuhrmengen der 
obengenannten Länder in die Union ab der Einführung 
der Maßnahmen 1999 bis zum UZ:
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Tabelle 1 

Entwicklung der SWR-Einfuhren in die Union seit Einführung der Maßnahmen 

Einfuhrvolumen in Tonnen 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

VR China keine An­
gaben 

414 283 394 913 2 809 

Anteil der Gesamteinfuhren — 1 % 1 % 1 % 2 % 5 % 

Republik Korea 11 122 12 486 13 280 16 223 22 302 31 862 

Anteil der Gesamteinfuhren — 29 % 32 % 37 % 47 % 52 % 

Malaysia 2 989 2 366 4 171 3 371 4 836 4 426 

Anteil der Gesamteinfuhren — 5 % 10 % 8 % 10 % 7 % 

Einfuhrvolumen in Tonnen 2005 2006 2007 2008 UZ 

VR China 4 945 8 656 6 219 6 795 4 987 

Anteil der Gesamteinfuhren 7 % 11 % 7 % 7 % 6 % 

Republik Korea 34 536 39 128 45 783 48 213 43 185 

Anteil der Gesamteinfuhren 50 % 50 % 55 % 53 % 50 % 

Koreanische nicht kooperierende 
Unternehmen 

11 577 14 042 14 160 10 287 8 391 

Index 100 121 122 89 72 

Malaysia 5 123 7 449 8 142 9 685 10 116 

Anteil der Gesamteinfuhren 7 % 10 % 10 % 11 % 12 % 

Malaysische kooperierende Unter­
nehmen (Index, 2006 = 100) 

— 100 102 148 144 

Quelle: COMEXT, koreanische Statistiken (KITA). 

(32) Das Muster der drei oben aufgezeigten Handelsströme 
verdeutlicht, dass insbesondere seit 2005 die korea­
nischen Ausführer und teilweise die malaysischen Aus­
führer erheblich höhere Verkaufszahlen aufweisen und 
in gewissem Maße auf dem Unionsmarkt mengenmäßig 
an die Stelle der chinesischen Ausführer getreten sind. 

(33) Aufgrund der weltweiten Konjunkturabschwächung, die 
in den UZ fiel, gingen entweder die gehandelten SWR- 
Mengen zurück, oder die Zunahme der Handelsaktivitä­
ten verlangsamte sich zwischen allen Ländern. Am stärks­
ten war jedoch der Rückgang bei den Einfuhren aus der 
VR China in die Union (– 27 %). 

Chinesische Ausfuhren in die Republik Korea und nach 
Malaysia 

(34) Im selben Zeitraum ist außerdem eine dramatische Zu­
nahme der Ausfuhren von Kabeln und Seilen aus Stahl 

(alle Durchmesser) aus China in die Republik Korea zu 
beobachten: Sie stiegen von einer relativ unbedeutenden 
Menge im Jahr 1999 (2 519 Tonnen) auf 78 822 Tonnen 
im Jahr 2008. Am stärksten war die Zunahme zwischen 
2005 und 2008, als sich die Einfuhren vervierfachten. In 
den letzten Jahren war China der größte Ausführer von 
SWR nach Korea, wobei sein Anteil an den gesamten 
SWR-Einfuhren im Jahr 2008 bei 89 % lag. Allein die 
geschätzten Einfuhren der betroffenen Ware (Waren mit 
einem Durchmesser über 3 mm) lagen 2008 bei 58 885 
Tonnen. 

(35) Die Einfuhren der nicht kooperierenden koreanischen 
Unternehmen wiesen die gleiche dramatische Zunahme 
auf, d. h., die Einfuhren dieser Unternehmen aus China 
vervierfachten sich 2007 und 2008. Obwohl die Einfuh­
ren danach zurückgingen, blieben sie doch weit über 
dem Niveau des Jahres 2005, so dass weiterhin erhebli­
che Mengen gehandelt wurden.
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Tabelle 2 

Einfuhren chinesischer Waren in die Republik Korea zwischen 1999 und dem UZ 

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 UZ 

Einfuhren (in Ton­
nen, alle Durch­
messer) 

2 519 6 764 6 044 7 740 11 421 14 120 19 933 36 531 69 620 78 822 66 099 

Jährliche Verände­
rung (in %) 

— 169 – 11 28 48 24 41 83 91 13 – 16 

Einfuhren von ko­
reanischen nicht 
kooperierenden 
Unternehmen (in 
Tonnen, nur be­
troffene Ware) 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

7 166 18 053 33 907 29 717 22 004 

Index 
(2005 = 100) 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

keine 
Anga- 

ben 

100 252 473 415 307 

Quelle: Koreanische Statistiken (KITA), von den koreanischen Zollbehörden bereitgestellte Daten, von den kooperierenden Herstel­
lern bereitgestellte und geprüfte Angaben. 

(36) Um die Entwicklung des SWR-Handelsstroms von China nach Malaysia zu ermitteln, wurden sowohl 
malaysische als auch chinesische Statistiken herangezogen. Die Daten aus beiden Ländern lagen nur 
zu einer höheren Warengruppe vor, nicht aber für die betroffene Ware allein. Außerdem wiesen sie 
erhebliche Unterschiede auf. Deshalb konnten hier keine zuverlässigen Daten ermittelt werden. 

(37) Der Antragsteller brachte vor, die Tatsache, dass keine zuverlässigen Daten ermittelt werden konnten, 
rechtfertige noch nicht den Schluss, dass keine Umgehung stattgefunden habe. Wie unter den Rand­
nummern 38 und 55 festgehalten, zeigten die vorliegenden Beweise, insbesondere das Produktions­
volumen der kooperierenden malaysischen ausführenden Hersteller sowie ihre Ausfuhrverkäufe in die 
Union, dass die SWR-Ausfuhren tatsächlich malaysischen Ursprungs waren und somit keine Umge­
hung darstellten. In diesem Fall war es daher irrelevant, ob Einfuhren aus China nach Malaysia 
getätigt wurden oder nicht. Der Antrag wurde deshalb zurückgewiesen. 

Produktionsmengen in der Republik Korea und in Malaysia 

(38) Die Entwicklung der gesamten Produktionsmenge der kooperierenden Hersteller in der Republik 
Korea blieb zwischen 2006 und dem UZ konstant. Malaysische Hersteller hingegen erhöhten ihre 
Produktion im selben Zeitraum erheblich. 

Tabelle 3 

SWR-Produktion der kooperierenden Unternehmen in der Republik Korea und in Malaysia 

Produktionsvolumen in Tonnen 2006 2007 2008 UZ 

Republik Korea 152 657 159 584 160 113 142 413 

Index 100 105 105 93 

Malaysia (indexiert) 100 164 171 157 

Quelle: Von den kooperierenden Herstellern bereitgestellte und geprüfte Angaben.
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2.5 Schlussfolgerung zur Veränderung im Handels­
gefüge 

(39) Der insgesamt verzeichnete Rückgang der chinesischen 
Ausfuhren in die Union ab 2006 und die parallel ver­
laufende Zunahme der Ausfuhren aus der Republik Korea 
und aus Malaysia sowie der Ausfuhren aus der VR China 
in die Republik Korea nach Einführung der ursprüng­
lichen Maßnahmen und insbesondere bis 2008 bildeten 
eine Veränderung im Handelsgefüge zwischen den oben­
genannten Ländern auf der einen und der Union auf der 
anderen Seite. Im Fall der Republik Korea konnte diese 
Schlussfolgerung sowohl global als auch — für den Zeit­
raum 2005 bis 2007 — gesondert für die nicht koope­
rierenden Unternehmen gezogen werden. 

(40) In den übermittelten Stellungnahmen wurde geltend ge­
macht, dass die Ausfuhren koreanischer SWR in die 
Union über die Jahre ohne plötzliche Zunahme konstant 
geblieben seien, wobei eine derartige Zunahme angeblich 
die Voraussetzung für die Feststellung einer Veränderung 
im Handelsgefüge sei. Ferner solle die Zunahme eher als 
natürliche Entwicklung der koreanischen SWR-Industrie 
betrachtet werden. 

(41) Zunächst ist nach Artikel 13 der Grundverordnung eine 
Veränderung im Handelsgefüge nicht ausschließlich defi­
niert als plötzliche Zunahme der Einfuhren eines unter­
suchten Landes. Des Weiteren hat die Untersuchung er­
geben, dass die Produktion der koreanischen Hersteller in 
den Jahren 2006 und 2007 konstant blieb, während die 
koreanischen Ausfuhren in die Union in diesen Jahren 
beträchtlich anstieg. Daher konnte nicht der Schluss ge­
zogen werden, dass die Entwicklung des koreanischen 
Exportvolumens einzig und allein auf die natürliche Ent­
wicklung der koreanischen SWR-Industrie zurückzufüh­
ren war. Schließlich zeigten die weitgehend gegenläufigen 
Trends der Handelsströme zwischen China und der 
Union, zwischen China und Korea und zwischen Korea 
und der Union ab 2006 ganz deutlich eine Veränderung 
im Handelsgefüge zwischen der Union und diesen Dritt­
ländern. Die im Antrag vorgebrachten Argumente muss­
ten folglich zurückgewiesen werden. 

2.6 Art der Umgehung 

(42) In Artikel 13 Absatz 1 ist festgehalten, dass sich eine 
Veränderung im Handelsgefüge aus einer Praxis, einem 
Fertigungsprozess oder einer Arbeit ergeben muss, für 
die es außer der Einführung des Zolls keine hinreichende 
Begründung oder wirtschaftliche Rechtfertigung gibt. Zu 
der Praxis, dem Fertigungsprozess oder der Arbeit zählen 
auch der Versand der mit Maßnahmen belegten Ware 
über Drittländer und die Montage von Teilen im Rahmen 
eines Montagevorgangs in der Union oder einem Dritt­
land. Zu diesem Zweck wurde die Existenz von Mon­
tagevorgängen im Einklang mit Artikel 13 Absatz 2 
der Grundverordnung festgestellt. 

Republik Korea 

V e r s a n d ü b e r d a s D r i t t l a n d 

(43) Die globale Analyse der endgültigen Bestimmungsziele 
der von den kooperierenden und nicht kooperierenden 

Unternehmen in Korea hergestellten oder nach Korea 
eingeführten oder von dort ausgeführten Kabel und Seile 
aus Stahl — einschließlich Einfuhren in andere Länder 
und aus anderen Ländern als der VR China und der 
Union — ergab, dass es sich bei einer gewissen Menge 
an Ausfuhren aus Korea in die Union um Einfuhren 
chinesischen Ursprungs nach Korea handelte, da diese 
Einfuhren weder aus anderen Drittländern bezogen 
noch von den einheimischen Herstellern in Korea selbst 
hergestellt wurden. 

(44) Außerdem zeigte ein Vergleich der gesamten in den ko­
reanischen Statistiken erfassten koreanischen SWR-Aus­
fuhren und der überprüften Angaben der kooperierenden 
ausführenden Hersteller zu ihrer Produktion, dass die von 
den koreanischen Herstellern für die Ausfuhr vorgesehene 
Produktion (118 856 Tonnen) im UZ erheblich geringer 
war als die Gesamtausfuhren aus Korea (156 440 Ton­
nen). Angesichts der guten Kooperation koreanischer Un­
ternehmen bei dieser Untersuchung kann dieser Unter­
schied nicht durch Hersteller erklärt werden, die mögli­
cherweise bei der Untersuchung nicht kooperiert haben. 

(45) Die Untersuchung ergab auch, dass einige Einführer in 
der Union SWR mit Ursprung in China von koreanischen 
Ausführern bezogen, die bei dieser Untersuchung nicht 
kooperierten. Diese Angaben wurden mit koreanischen 
Handelsdatenbanken abgeglichen, und es zeigte sich, 
dass zumindest ein Teil der von den nicht kooperieren­
den Unternehmen ausgeführten SWR tatsächlich aus 
China stammte. 

(46) Was die kooperierenden Unternehmen anbelangt, konnte 
festgestellt werden, dass keines dieser Unternehmen die 
betroffene Ware im UZ über die Republik Korea ver­
sandte. Einige führten SWR aus der VR China ein, 
doch wurden diese Ware ausschließlich auf dem inländi­
schen Markt oder auf anderen Exportmärkten verkauft. 

(47) Bei einem Unternehmen wurde festgestellt, dass es im 
Fragebogen falsche Angaben gemacht hatte. Außerdem 
wurde während des Kontrollbesuchs der Zugang zu In­
formationen teilweise verwehrt. Deshalb beruhen die 
Feststellungen in Bezug auf dieses Unternehmen im Ein­
klang mit Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung auf 
den verfügbaren Informationen. Nach Artikel 18 Absatz 
4 wurde das Unternehmen davon in Kenntnis gesetzt, 
dass die vorgelegten Informationen außer Acht gelassen 
werden, und es wurde ihm eine Frist für weitere Erläute­
rungen gewährt. 

(48) Nach Unterrichtung räumte das Unternehmen ein, die 
Maßnahmen in der Vergangenheit durch Verschleierung 
des Ursprungs der in der VR China gekauften Waren 
umgangen zu haben. Andererseits machte es geltend, 
dass es über die Produktion, Einkäufe und Verkäufe im 
UZ ausreichende Informationen vorgelegt habe, was vor 
Ort geprüft worden sei. Dies sei ausreichend, um fest­
zustellen, dass es die geltenden Maßnahmen im UZ nicht 
umgangen habe.
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(49) Da das Unternehmen seine Umgehungspraktiken jedoch 
zugegeben und überdies versucht hatte, die Untersuchung 
zu verfälschen, wird es als angemessen erachtet, den ge­
samten Beitrag des Unternehmens zu ignorieren und das 
Unternehmen, wie in Randnummer 77 weiter ausgeführt, 
nicht von den ausgeweiteten Maßnahmen auszunehmen. 

(50) Wie unter Randnummer 18 ausgeführt, meldete ein Un­
ternehmen der Kommission seinen Konkurs und stellte 
seine Mitarbeit ein. Wie schon zuvor mussten die Fest­
stellungen zu diesem Unternehmen nach Artikel 18 Ab­
satz 1 der Grundverordnung getroffen werden. 

(51) Auf der Grundlage dieser Fakten wurde der Schluss ge­
zogen, dass im UZ und in den vorangegangenen Jahren 
ein Versand über das Drittland erfolgte, obwohl keiner 
der kooperierenden koreanischen Hersteller daran betei­
ligt war. Dies bestätigen auch die Ergebnisse über die 
Veränderung im Handelsgefüge, wie unter Randnummer 
39 beschrieben. 

(52) Es sei darauf hingewiesen, dass OLAF 2007 eine Unter­
suchung bezüglich des Versands der betreffenden Ware 
über Korea in Gang setzte. Es ist bekannt, dass die korea­
nischen Behörden zur selben Zeit Untersuchungen über 
angebliche Umgehungspraktiken durchführten und zu 
dem Schluss gelangten, dass mehrere Unternehmen, in 
erster Linie Händler, in betrügerischer Absicht handelten, 
indem sie den Ursprung der aus der VR China nach 
Korea eingeführten SWR bei der Wiederausfuhr verschlei­
erten. 

(53) Der Versand von Waren chinesischen Ursprungs über die 
Republik Korea wurde also bestätigt. 

M o n t a g e 

(54) Für jedes einzelne Unternehmen wurden die Rohstoff­
quellen und die Produktionskosten analysiert, um ermit­
teln zu können, ob nach den Kriterien von Artikel 13 
Absatz 2 in der Republik Korea Montagevorgänge statt­
fanden, die der Umgehung der geltenden Maßnahme 
dienten. In allen Fällen lag der Anteil der Rohstoffe mit 
Ursprung in China (Walzdraht oder Halbzeug) unter 
60 % des Gesamtwerts der Teile der montierten Ware. 
Daher musste nicht untersucht werden, ob der hinzuge­
fügte Wert den Schwellenwert von 25 % erreichte. 

Malaysia 

V e r s a n d ü b e r d a s D r i t t l a n d 

(55) Die Untersuchung ergab, dass keiner der kooperierenden 
Hersteller in Malaysia die betroffene Ware im UZ aus 
China einführte. 

(56) Anhand des Anteils der Ausfuhren der kooperierenden 
Unternehmen in die Union an den Gesamtausfuhren Ma­
laysias in die Union nach COMEXT konnte der Schluss 

gezogen werden, dass sich die in den Statistiken aus­
gewiesene Zunahme der Einfuhren aus Malaysia in vol­
lem Umfang durch die Zunahme der Ausfuhren der ko­
operierenden Unternehmen erklären lässt. Untermauert 
wird diese Schlussfolgerung durch die Zunahme des ge­
samten Produktionsvolumens der eigentlichen malaysi­
schen Hersteller während desselben Zeitraums, wie unter 
Randnummer 38 beschrieben. 

(57) Der Antragsteller bezweifelte dieses Ergebnis, legte jedoch 
keine weitere Begründung und keine weiteren Beweise 
vor. Sein Einwand musste daher zurückgewiesen werden. 

M o n t a g e 

(58) Für jedes einzelne Unternehmen wurden die Rohstoff­
quellen und die Produktionskosten analysiert, um ermit­
teln zu können, ob nach den Kriterien von Artikel 13 
Absatz 2 in Malaysia Montagevorgänge stattfanden, die 
der Umgehung der geltenden Maßnahmen dienten. In 
allen Fällen lag der Anteil der Rohstoffe mit Ursprung 
in China (Walzdraht oder Halbzeug) unter 60 % des Ge­
samtwerts der Teile der montierten Ware. Daher musste 
nicht untersucht werden, ob der hinzugefügte Wert den 
Schwellenwert von 25 % erreichte. 

(59) Deshalb wurde der Schluss gezogen, dass die im Handel 
zwischen der VR China, Malaysia und der Union beob­
achtete Veränderung im Handelsgefüge nicht auf Umge­
hungspraktiken in Malaysia zurückzuführen war. Entspre­
chend sollte die Untersuchung über aus Malaysia ver­
sandte SWR-Einfuhren eingestellt werden. 

2.7 Keine andere hinreichende Begründung oder 
wirtschaftliche Rechtfertigung als die Einführung 
des Antidumpingzolls (Republik Korea) 

(60) Die Untersuchung erbrachte keine andere Begründung 
oder wirtschaftliche Rechtfertigung für den Versand 
über das Drittland als die Vermeidung des geltenden An­
tidumpingzolls auf SWR mit Ursprung in China. 

2.8 Unterlaufen der Abhilfewirkung des Antidum­
pingzolls (nicht kooperierende koreanische 
Unternehmen) 

(61) Um zu prüfen, ob die Abhilfewirkung der für SWR-Ein­
fuhren aus China geltenden Maßnahmen durch die Men­
gen und Preise der eingeführten Waren unterlaufen 
wurde, wurden COMEXT-Daten herangezogen, weil in 
Bezug auf Mengen und Preise von Ausfuhren durch nicht 
kooperierende Unternehmen keine besseren Daten vor­
lagen. Die auf diese Weise ermittelten Preise wurden 
mit der Schadensbeseitigungsschwelle verglichen, die in 
der Auslaufüberprüfung für die Hersteller in der Union 
festgestellt worden war.
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(62) Die Zunahme der Einfuhren aus Korea wurde angesichts 
der Größe des Markts mengenmäßig als erheblich be­
trachtet, wie in der Auslaufüberprüfung festgestellt (Rand­
nummer 99 der Verordnung (EG) Nr. 1858/2005). Der 
geschätzte Verbrauch der Union im jetzigen Unter­
suchungszeitraum liefert einen ähnlichen Hinweis auf 
die Bedeutung dieser Einfuhren. Der Vergleich der in 
der Auslaufüberprüfung festgestellten Schadensbeseiti­
gungsschwelle mit dem gewogenen durchschnittlichen 
Ausfuhrpreis ergab eine hohe Zielpreisunterbietung. Des­
halb wurde der Schluss gezogen, dass die Maßnahmen 
sowohl durch die Mengen als auch durch die Preise un­
terlaufen wurden. 

2.9 Vorliegen von Dumping (nicht kooperierende 
koreanische Unternehmen) 

(63) Abschließend wurde nach Artikel 13 Absätze 1 und 2 
der Grundverordnung untersucht, ob Beweise für Dum­
ping im Verhältnis zu dem früher für gleichartige oder 
ähnliche Waren ermittelten Normalwert vorlagen. 

(64) In der Auslaufüberprüfung basierte der Normalwert auf 
den Preisen in der Türkei, die sich den Ergebnissen dieser 
Überprüfung zufolge als geeignetes Vergleichsland mit 
Marktwirtschaft für die VR China herausstellte. Bei der 
jetzigen Untersuchung wurde festgestellt, dass der Preis 
für Walzdraht, das wichtigste in den Produktionsprozess 
von SWR eingehende Vormaterial, seit der Auslaufüber­
prüfung erheblich gestiegen war. Darüber hinaus und 
angesichts der Tatsache, dass sich die Preisentwicklung 
für die Rohstoffe während des UZ im Ausfuhrpreis wi­
derspiegelte, schien es daher angezeigt, den früher ermit­
telten Normalwert entsprechend der Rohstoffpreisent­
wicklung zu aktualisieren. 

(65) Ein erheblicher Teil der koreanischen Ausfuhren stammte 
aus eigentlicher koreanischer Produktion. Daher wurden 
zur Festsetzung der Preise für Ausfuhren aus der Repu­
blik Korea, die von Umgehungspraktiken betroffen sind, 
nur die Ausfuhren von nicht kooperierenden Herstellern/ 
Ausführern berücksichtigt, wobei die besten verfügbaren 
Angaben herangezogen wurden, d. h., der durchschnitt­
liche in COMEXT erfasste Ausfuhrpreis für SWR im UZ. 

(66) Im Interesse eines gerechten Vergleichs wurden gemäß 
Artikel 2 Absatz 10 der Grundverordnung für Unter­
schiede, die die Preise und ihre Vergleichbarkeit beein­
flussen, gebührende Berichtigungen vorgenommen. Ent­
sprechend wurden Berichtigungen für indirekte Steuern 
sowie Transport- und Versicherungskosten auf der 
Grundlage der durchschnittlichen Kosten der kooperie­
renden koreanischen Hersteller/Ausführer im UZ vor­
genommen. 

(67) Zur Ermittlung der Dumpingspanne wurde gemäß 
Artikel 2 Absätze 11 und 12 der Grundverordnung der 
in der Auslaufüberprüfung ermittelte gewogene durch­
schnittliche Normalwert mit den gewogenen durch­
schnittlichen Ausfuhrpreisen im UZ dieser Untersuchung, 
ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Preises frei Grenze der 
Union, unverzollt, verglichen. 

(68) Der Vergleich des gewogenen durchschnittlichen Normal­
werts mit den gewogenen durchschnittlichen Ausfuhr­
preisen ergab das Vorliegen von Dumping. 

3. MASSNAHMEN 

(69) Aus diesem Sachverhalt wurde der Schluss gezogen, dass 
der gegenüber den Einfuhren von SWR mit Ursprung in 
China eingeführte endgültige Antidumpingzoll durch den 
Versand der betroffenen Ware über die Republik Korea 
im Sinne des Artikels 13 Absatz 1 der Grundverordnung 
umgangen wurde. 

(70) Nach Artikel 13 Absatz 1 erster Satz der Grundverord­
nung sollten die gegenüber den Einfuhren der betroffe­
nen Ware mit Ursprung in der VR China geltenden Maß­
nahmen auf die aus der Republik Korea versandten Ein­
fuhren derselben Ware, ob als Ursprungserzeugnis der 
Republik Korea angemeldet oder nicht, ausgeweitet wer­
den. 

(71) Die auszuweitenden Maßnahmen sollten den in Artikel 1 
Absatz 2 der ursprünglichen Verordnung (EG) Nr. 
1858/2005 festgesetzten Maßnahmen entsprechen, näm­
lich einem endgültigen Antidumpingzollsatz von 60,4 % 
auf den cif-Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt. 

(72) Nach Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 5 der 
Grundverordnung, denen zufolge etwaige ausgeweitete 
Maßnahmen auf gemäß der Einleitungsverordnung zoll­
amtlich erfasste Einfuhren in die Union anwendbar sind, 
sollten Zölle auf diese aus Korea versandten zollamtlich 
erfassten Einfuhren von SWR erhoben werden. 

4. EINSTELLUNG DER UNTERSUCHUNG GEGENÜBER 
MALAYSIA 

(73) Angesichts der Feststellungen in Bezug auf Malaysia sollte 
die Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung 
von Antidumpingmaßnahmen durch die Einfuhren von 
aus Malaysia versandten SWR eingestellt werden, ebenso 
die Erfassung von Einfuhren von aus Malaysia versandten 
SWR, die durch die Einführungsverordnung eingeleitet 
wurde. 

(74) Der Antragsteller erhob Einwände gegen den Vorschlag, 
die Untersuchung gegen Malaysia einzustellen. Da jedoch 
oben bereits auf alle seine Argumente eingegangen 
wurde, gab es keinen weiteren Grund, den Vorschlag 
erneut zu prüfen.
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5. ANTRÄGE AUF BEFREIUNG 

(75) Die vierzehn Unternehmen in der Republik Korea, die 
den Fragebogen beantworteten, beantragten die Befreiung 
von den möglichen ausgeweiteten Maßnahmen nach 
Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung. 

(76) Wie unter Randnummer 18 ausgeführt, kooperierte eines 
dieser Unternehmen später nicht mehr. Sein Antrag auf 
Befreiung gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverord­
nung musste daher abgelehnt werden. 

(77) Ein weiteres Unternehmen, wie unter Randnummer 47 
dargelegt, legte falsche Angaben vor und verwehrte den 
Zugang zu den verlangten Informationen. Seinem Antrag 
auf Befreiung gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundver­
ordnung konnte daher nicht stattgegeben werden. 

(78) Ein drittes Unternehmen in der Republik Korea führte die 
Ware weder im UZ noch danach aus, somit konnten 
keine Feststellungen zur Art seiner Tätigkeit getroffen 
werden. Daher konnte diesem Unternehmen keine Befrei­
ung gewährt werden. Sollte sich jedoch nach Ausweitung 
der geltenden Antidumpingmaßnahmen herausstellen, 
dass die Bedingungen des Artikels 11 Absatz 4 und 
des Artikels 13 Absatz 4 der Grundverordnung erfüllt 
sind, kann die Lage des Unternehmens auf Antrag erneut 
geprüft werden. 

(79) Das dritte Unternehmen legte Widerspruch ein und er­
neuerte seinen Antrag auf Befreiung. Es legte indessen 
keine neuen Informationen und Beweise vor, die die 
obige Entscheidung hätten beeinflussen können. Deshalb 
musste der Antrag zurückgewiesen werden. 

(80) Bei keinem der anderen kooperierenden Unternehmen in 
der Republik Korea wurde festgestellt, dass sie die Maß­
nahmen umgehen. Außerdem ist keines der eine Befrei­
ung beantragenden Unternehmen mit Unternehmen ver­
bunden, die an Umgehungspraktiken beteiligt sind. Im 
Besonderen ist festzuhalten, dass vier der betroffenen 
Hersteller zwar mit Unternehmen der VR China verbun­
den sind, die den ursprünglichen Maßnahmen unterlie­
gen. Es gibt aber keine Anhaltspunkte dafür, dass diese 
Verbindung hergestellt oder dazu benutzt wurde, die für 
Einfuhren von Waren mit Ursprung in China geltenden 
Maßnahmen zu umgehen. Die Befreiung sollte daher al­
len antragstellenden kooperierenden Unternehmen ge­
währt werden, die nicht in den Randnummern 76 bis 
78 genannt werden. 

(81) In diesem Fall werden besondere Auflagen für erforder­
lich gehalten, mit denen eine ordnungsgemäße Umset­
zung der Befreiungen gewährleistet werden kann. Diese 
besonderen Auflagen beinhalten die Vorlage einer gülti­
gen Handelsrechnung bei den Zollbehörden der Mitglied­

staaten, die den Bestimmungen im Anhang dieser Ver­
ordnung entspricht. Auf Einfuhren, für die keine solche 
Handelsrechnung vorgelegt wird, gilt der für alle Unter­
nehmen in der Republik Korea geltende erweiterte Anti­
dumpingzollsatz. 

(82) Andere betroffene Ausführer, zu denen die Kommission 
im Rahmen dieser Untersuchung keinen Kontakt auf­
nahm, die aber einen Antrag auf Befreiung von dem 
ausgeweiteten Antidumpingzoll nach Artikel 13 Absatz 
4 der Grundverordnung stellen möchten, müssen einen 
Fragebogen beantworten, damit die Kommission feststel­
len kann, ob die Befreiung gerechtfertigt ist. Die Kommis­
sion führt normalerweise auch einen Kontrollbesuch vor 
Ort durch. Der Antrag müsste mit allen sachdienlichen 
Informationen bei der Kommission eingereicht werden. 

(83) Ist die Befreiung gerechtfertigt, so schlägt die Kommis­
sion nach Anhörung des Beratenden Ausschusses eine 
entsprechende Änderung der Verordnung vor. Die Ein­
haltung der an die Befreiung geknüpften Bedingungen 
wird kontrolliert. 

6. UNTERRICHTUNG 

(84) Alle interessierten Parteien wurden über die wesentlichen 
Tatsachen und Erwägungen unterrichtet, die zu den oben 
dargestellten Schlussfolgerungen geführt haben, gleichzei­
tig wurden sie zur Stellungnahme aufgefordert. Die 
mündlichen und schriftlichen Sachäußerungen der Par­
teien wurden geprüft. Keines der vorgelegten Argumente 
gab Anlass zur Änderung der endgültigen 
Feststellungen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Der mit der Verordnung (EG) Nr. 1858/2005 eingeführte 
endgültige Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Kabeln und 
Seilen aus Stahl, einschließlich verschlossene Seile, ausgenom­
men Kabel und Seile aus nicht rostendem Stahl, mit einer größ­
ten Querschnittsabmessung von mehr als 3 mm, mit Ursprung 
in der Volksrepublik China wird ausgeweitet auf die aus der 
Republik Korea versandten Einfuhren von Kabeln und Seilen 
aus Stahl, einschließlich verschlossene Seile, ausgenommen Ka­
bel und Seile aus nicht rostendem Stahl, mit einer größten 
Querschnittsabmessung von mehr als 3 mm, ob als Ursprung­
serzeugnisse der Republik Korea angemeldet oder nicht, die 
derzeit unter den KN-Codes ex 7312 10 81, ex 7312 10 83, 
ex 7312 10 85, ex 7312 10 89 und ex 7312 10 98 (TARIC- 
Codes 7312 10 81 13, 7312 10 83 13, 7312 10 85 13, 
7312 10 89 13 und 7312 10 98 13) eingereiht werden, mit 
Ausnahme der betreffenden Waren, die von den nachstehend 
genannten Unternehmen hergestellt werden:

DE L 117/10 Amtsblatt der Europäischen Union 11.5.2010



Land Unternehmen TARIC-Zusatzcode 

Republik Korea Bosung Wire Rope Co., Ltd, 972-5, Songhyun-Ri, Jinrae-Myeun, Kim­
hae-Si, Gyeungsangnam-Do 

A969 

Chung Woo Rope Co., Ltd 1682-4, Songjung-Dong, Gangseo-Gu, 
Busan 

A969 

CS Co., Ltd, 287-6 Soju-Dong Yangsan-City, Kyoungnam A969 

Cosmo Wire Ltd, 447-1, Koyeon-Ri, Woong Chon-Myon Ulju-Kun, 
Ulsan 

A969 

Dae Heung Industrial Co., Ltd, 185 Pyunglim — Ri, Daesan-Myun, 
Haman — Gun, Gyungnam 

A969 

DSR Wire Corp., 291, Seonpyong-Ri, Seo-Myon, Suncheon-City, Je­
onnam 

A969 

Kiswire Ltd, 20t h Fl. Jangkyo Bldg., 1, Jangkyo-Dong, Chung-Ku, 
Seoul 

A969 

Manho Rope & Wire Ltd, Dongho Bldg, 85-2, 4 Street Joongang- 
Dong, Jong-gu, Busan 

A969 

Shin Han Rope Co., Ltd, 715-8, Gojan-dong, Namdong-gu, Incheon A969 

Ssang Yong Cable Mfg. Co., Ltd, 1559-4 Song-Jeong Dong, Gang-Seo 
Gu, Busan 

A969 

Young Heung Iron & Steel Co., Ltd, 71-1 Sin-Chon Dong, Changwon 
City, Gyungnam 

A969 

(2) Die Anwendung von Befreiungen, die den in Absatz 1 
mit Namen und Anschrift genannten Unternehmen gewährt 
oder von der Kommission nach Artikel 3 Absatz 2 gewährt 
werden, setzt voraus, dass den Zollbehörden der Mitgliedstaaten 
eine gültige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den Bestim­
mungen des Anhangs entspricht. Wird keine solche Handels­
rechnung vorgelegt, gilt der mit Absatz 1 eingeführte Antidum­
pingzoll. 

(3) Der durch Absatz 1 ausgeweitete Zoll wird auf die aus 
der Republik Korea versandten Einfuhren erhoben, ob als Ur­
sprungserzeugnisse der Republik Korea angemeldet oder nicht, 
die nach Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 734/2009 sowie 
Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1225/2009 zollamtlich erfasst wurden, mit Ausnahme 
der von den in Absatz 1 angeführten Unternehmen hergestell­
ten Einfuhren. 

(4) Es finden die geltenden Zollbestimmungen Anwendung. 

Artikel 2 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 734/2009 eingeleitete Unter­
suchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1858/2005 eingeführten Antidumping­
maßnahmen gegenüber den Einfuhren von Kabeln und Seilen 
aus Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China durch Ein­

fuhren von aus Malaysia versandten Kabeln und Seilen aus 
Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse Malaysias angemeldet oder 
nicht, und zur zollamtlichen Erfassung der letztgenannten Ein­
fuhren wird eingestellt. 

Artikel 3 

(1) Anträge auf Befreiung von dem durch Artikel 1 ausgewei­
teten Zoll sind schriftlich in einer Amtssprache der Europäi­
schen Union zu stellen und von einer bevollmächtigten Person 
des antragstellenden Unternehmens zu unterzeichnen. Der An­
trag ist an folgende Dienststelle zu richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N-105 04/92 
1049 Brüssel 
BELGIEN 
Fax +32 22956505 

(2) Nach Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1225/2009 kann die Kommission, nach Anhörung des beraten­
den Ausschusses, auf dem Entscheidungsweg die Einfuhren von 
Unternehmen, die die mit der Verordnung (EG) Nr. 1858/2005 
eingeführten Antidumpingmaßnahmen nicht umgehen, von 
dem mit Artikel 1 ausgeweiteten Zoll befreien.
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Artikel 4 

Die Zollbehörden werden angewiesen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren nach Artikel 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 734/2009 einzustellen. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Luxemburg am 26. April 2010. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON 

ANHANG 

Die in Artikel 1 Absatz 2 genannte gültige Handelsrechnung muss eine von einem Bevollmächtigten des Unternehmens 
unterzeichnete Erklärung in folgender Form enthalten: 

1. Name und Funktion des Bevollmächtigten des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat. 

2. Folgende Erklärung: „Der/die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung aufgeführten und zur Ausfuhr in 
die Europäische Union verkauften [Mengenangabe] [betroffene Ware] von [Name und Anschrift des Unternehmens] 
[TARIC-Zusatzcode] in [betroffenes Land] hergestellt wurden und dass die Angaben auf dieser Rechnung vollständig 
und richtig sind.“ 

3. Datum und Unterschrift.
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